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Antrag 
der Abgeordneten Georg Schmid, Reinhold Bocklet, Tho-
mas Kreuzer, Alexander König, Prof. Ursula Männle, 
Petra Guttenberger und Fraktion (CSU), 
Markus Rinderspacher, Franz Schindler, Harald Güller, 
Horst Arnold, Prof. Dr. Peter Paul Gantzer und Fraktion 
(SPD), 
Hubert Aiwanger, Tanja Schweiger, Florian Streibl und 
Fraktion (FW), 
Margarete Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
Thomas Hacker, Dr. Andreas Fischer, Jörg Rohde, 
Tobias Thalhammer, Dr. Otto Bertermann und Fraktion 
(FDP) 

zur Änderung der Vereinbarung zwischen Landtag und 
Staatsregierung über die Unterrichtung des Landtags 
durch die Staatsregierung 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, innerhalb einer an-
gemessenen Frist nach Inkrafttreten des Gesetzes über die 
Beteiligung des Landtags durch die Staatsregierung (Parla-
mentsbeteiligungsgesetz − PBG) gemeinsam mit dem 
Landtag die Vereinbarung zwischen Landtag und Staatsre-
gierung über die Unterrichtung des Landtags durch die 
Staatsregierung (Vereinbarung zum Parlamentsinformati-
onsgesetz – VerPIG) wie folgt zu ändern: 
1. Die Überschrift der Vereinbarung erhält folgende Fas-

sung: 
„Vereinbarung zwischen Landtag und Staatsregierung 
über die Beteiligung des Landtags durch die Staatsre-
gierung (Vereinbarung zum Parlamentsbeteiligungsge-
setz − VerPBG)“ 

2. Nr. VIII. erhält folgende Fassung:  
„1.  Das federführende Staatsministerium unterrichtet 

den Landtag unverzüglich schriftlich über alle Vor-
haben im Rahmen der Europäischen Union, die für 
das Land von landespolitischer Bedeutung sind und 
Interessen des Landes berühren, und gibt ihm die 
Gelegenheit zur Stellungnahme. 

2.  Das federführende Staatsministerium unterrichtet 
den Landtag unverzüglich schriftlich über die Er-
gebnisse der Europaministerkonferenzen und der 
Plenarsitzungen des Ausschusses der Regionen, 
soweit diese für den Freistaat Bayern von erhebli-
cher landespolitischer Bedeutung sind. 

3.  Das federführende Staatsministerium berichtet dem 
Landtag unverzüglich schriftlich über beabsichtigte 
Vertragsänderungen sowohl im Rahmen von Re-
gierungskonferenzen der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union als auch im Rahmen von im Ver-
trag von Lissabon geregelten Vertragsänderungs-
verfahren (Vereinfachtes Vertragsänderungsverfah-
ren, besondere Vertragsänderungsverfahren, Brü-
ckenklauseln, Kompetenzerweiterungsklauseln), die 
ein Zustimmungserfordernis des Bundesrats auslö-
sen. 

4.  Das federführende Staatsministerium weist den 
Landtag unverzüglich schriftlich darauf hin, wenn 
dem Bundesrat ein Vorschlag zum Erlass von Vor-
schriften gemäß Art. 352 des Vertrags über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union (AEUV) (Fle-
xibilitätsklausel) zur Zustimmung vorliegt oder der 
Bundesrat von seinem Weisungsrecht im Rahmen 
des Notbremsemechanismus Gebrauch macht. 

5.  1Im Rahmen des Subsidiaritätsfrühwarnsystems 
nach dem Vertrag von Lissabon übermittelt die 
Staatsregierung dem Landtag bei Rechtsetzungs-
vorhaben der Europäischen Union innerhalb von 
zwei Wochen nach Eingang der Bundesrats-Do-
kumente bei der Staatsregierung eine kurze Inhalts-
angabe, eine erste Einschätzung zur Wahrung des 
Subsidiaritätsprinzips sowie eine Information über 
den voraussichtlichen Termin der Behandlung im 
Bundesratsplenum. 2Das federführende Staatsmi-
nisterium unterrichtet den Landtag unverzüglich 
schriftlich über vom Bundesrat festgestellte Ver-
stöße gegen das Subsidiaritätsprinzip. 

6.  Das federführende Staatsministerium übermittelt 
dem Landtag jährlich einen Bericht über Schwer-
punkte der europapolitischen Aktivitäten der 
Staatsregierung, in dem übergreifende Entwicklun-
gen angesprochen werden, insbesondere über  
─ die bilaterale und multilaterale interregionale 

Zusammenarbeit, insbesondere in der Ver-
sammlung der Regionen Europas, 

─ die grenzüberschreitende Zusammenarbeit,  
─ grundsätzliche und neue europapolitische Ent-

wicklungen im Bundesrat, 
─ die Arbeit im Ausschuss der Regionen der Eu-

ropäischen Gemeinschaften, 
─ die Verwirklichung des Subsidiaritätsprinzips 

in der Rechtsetzung der Gemeinschaftsorgane 
und  

─ aktuelle Entwicklungen und Perspektiven der 
europäischen Integration aus Sicht der Staats-
regierung.  
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7.  Das federführende Staatsministerium übermittelt 
dem Landtag halbjährlich die von der jeweiligen 
Präsidentschaft des Rates der Europäischen Union 
vorgelegten Schwerpunkte ihrer Tätigkeit. 

8.  Die Staatsregierung wird ihr rechtzeitig zugegan-
gene Stellungnahmen des Landtags zu Vorhaben 
der Europäischen Gemeinschaften, die Gesetzge-
bungszuständigkeiten der Länder wesentlich berüh-
ren, bei ihrer Entscheidung berücksichtigen. 

9.  1In Fällen, in denen durch ein Vorhaben im 
Schwerpunkt Gesetzgebungsbefugnisse der Län-
der, insbesondere ausschließliche Gesetzgebungs-
befugnisse auf den Gebieten der schulischen Bil-
dung, der Kultur oder des Rundfunks betroffen 
sind und der Bund kein Recht zur Gesetzgebung 
hat, ist die Stellungnahme des Landtags von der 
Staatsregierung bei ihrer Entscheidung besonders 
zu berücksichtigen. 2Eine rechtliche Bindung an 

die Stellungnahme des Landtags ist damit nicht 
verbunden. 3Weicht die Staatsregierung in diesen 
Fällen von Stellungnahmen des Landtags ab, so 
teilt sie nach der Sitzung des Bundesrats dem zu-
ständigen Ausschuss die maßgeblichen Gründe 
mit. 4Nach Möglichkeit unterrichtet die Staatsre-
gierung schon vor der Sitzung über ein beabsichtig-
tes abweichendes Stimmverhalten. 5Entsprechen-
des gilt für Stellungnahmen des Landtags, durch 
die die Staatsregierung ersucht wird, im Bundesrat 
darauf hinzuwirken, dass Bundesregierung oder 
Bundesrat eine Klage vor dem Gerichtshof der Eu-
ropäischen Gemeinschaften erheben. 

10.  Nimmt der Landtag zu Vorhaben der Europäischen 
Union auf dem Gebiet der kommunalen Daseins-
vorsorge Stellung, ist die Stellungnahme von der 
Staatsregierung nach Maßgabe der Nrn. 8 und 9 zu 
berücksichtigen.“     

 


